Grossratssession März 2017:  Bericht der SP See-Deputation
Stimmrechtsalter 16: Der Grosse Rat hat es interessierten jungen Bürgerinnen und Bürgern des Kantons Freiburg versagt, in der Politik mitreden und sich aktiv am politischen Geschehen beteiligen zu können. Das ist die Haltung eines Parlaments mit einem sehr hohen Durchschnittsalter, in einem Kanton, der schweizweit über die jüngste Bevölkerung verfügt. Bis auf ein paar wenige Ausnahmen war es der geschlossene Bürgerblock, der den 16-jährigen jegliche Vernunft absprach, sich eine Meinung in politischen Fragen bilden zu können. Sie hätten anderes im Kopf, sie seien beeinflussbar, sie sollen ihre Jugend ausleben, mit 18 seien sie dann mündig. Sind Jugendliche mit 18 Jahren in politischer Hinsicht wirklich reifer als 16-jährige? Übernehmen sie nicht gerade mit 16 Jahren  - nach dem Abschluss der obligatorischen Schule - eine grosse Verantwortung, wenn sie einen Lehrvertrag abschliessen und sich in der Lehre, d.h. in der Arbeitswelt, behaupten lernen? Bei der religiösen und sexuellen Mündigkeit der 16-jährigen hat man keine Bedenken! Unverständlich ist dieses bürgerliche Votum gegen die Jugendlichen auch mit Blick auf die Mühe der Parteien mit ihrem Nachwuchs.
Statistik über das Wahlverhalten: Seit 2006 haben ausländische Staatsbürgerinnen und Staatsbürger das Stimm- und Wahlrecht auf Gemeindeebene. Dazu müssen sie seit mindestens fünf Jahren im Kanton über eine Niederlassungsbewilligung verfügen. Sie können auch in politische Ämter gewählt werden. Mit einer Motion haben zwei SP-Politikerinnen versucht zu erreichen, dass der Kanton Statistiken über Alter, Herkunft und Geschlecht der Stimmberechtigten erstelle. Wiederum hat die Rechte abgeblockt, obwohl der Staatsrat erklärte,  Statistiken erheben zu wollen, um insbesondere Auskunft der Stimmbeteiligung von ausländischen Staatsangehörigen oder auch Jugendlichen zu erhalten. Mit entsprechenden Massnahmen möchte er eine höhere Stimmbeteiligung erreichen.
Landerwerb durch den Kanton: Statt nur Land zu verkaufen, tendiert die öffentliche Hand heute mehr und mehr dazu, den Wert und den Vorteil von Landreserven zu erkennen. Der Staat kann damit eine gezielte Wirtschaftsförderung betreiben und damit zum Wohlstand der ganzen Bevölkerung beitragen. Für Spekulation bleibt kein Platz. Nachdem die Elanco-Gruppe die Abteilung Tiergesundheit von Novartis in St-Aubin vor knapp einem Jahr übernommen hatte, entschloss sie sich, den Standort aufzugeben. Der Kanton übernimmt nun die Grundstücke in St-Aubin von 1.25 Mio. m2 und in Marly von 150 000 m2 zu einem vernünftigen Preis von 23 Mio. Franken (CHF 50.− inkl. Kosten für den Abbruch sowie Unterhalt der Gebäude). Dieser Entscheid fiel im Parlament mit 97 zu 7 Stimmen und einer Enthaltung aus. St-Aubin liegt an der Autobahn, 30 Minuten von Bern und Lausanne entfernt. Es bleibt zu hoffen, dass nach den vielen Abgängen von Firmen aus dem Kanton Freiburg hier eine Firma mit einer gewissen Wertschöpfung und einer nachhaltigen Aktivität ihren Platz finden wird.
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